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ALPTRAUM! KOPIERKOSTEN ALS PFLICHTVERTEIDIGER 
ODER BEIGEORDNETER NEBENKLÄGERVERTRETER IN 

MOABIT ABRECHNEN 

Thomas Röth

Sie sind in Moabit als Pflichtverteidiger oder Nebenklä-
gervertreter beigeordnet worden. Sie rechnen – selbst-
verständlich! – keine Vorschüsse ab, sondern nur bereits 
entstandene Gebühren und Auslagen, um überhaupt 
eine Chance auf Bezahlung zu haben. Selbstverständlich 
rechnen Sie auch die Kopierkosten ab. Gemäß Nr. 7000 
VV RVG stehen Ihnen für die ersten 50 Kopien 0,50 € je 
Seite und für jede weitere Seite 0,15 € zu; sollte es sich 
um Farbkopien handeln: für die ersten 50 Seiten 1,00 € 
und für jede weitere Seite 0,30 €. Nr. 7000 Abs. 2 VV RVG 
regelt die Überlassung von elektronisch gespeicherten 
Dateien oder deren Bereitstellung zum Abruf und lässt 
1,50 € je Datei bzw. 5,00 € max. für auf dem selben Daten-
träger übertragene Dokumente zu. Das Ganze wird dann 
noch in zwei Unterabsätzen spezifiziert.

RECHTSWIRKLICHKEIT IN MOABIT

Bis auf erstinstanzliche Wirtschaftsstrafverfahren vor 
dem Landgericht sind digitale Akten die absolute Aus-
nahme. Sie bekommen die Akten in Papierform. Sie be-
kommen heißt: Viele Abteilungen/Kammern in Moabit 
sind dazu übergegangen, Ihnen die Akten nicht gegen 
die übliche Postpauschale von 12,00 € zuzusenden, son-
dern, sollten Sie in Berlin Ihren Kanzleisitz haben, nur 
die Abholung zu genehmigen. Sie bekommen die Akte 
dann für max. eine Woche und sind auch berufsrechtlich 
verpflichtet, sie unverzüglich zurückzureichen. Sollten 
Sie den Fehler begehen, nach einer Woche die Akte an 
den Posteingangsstellen in der Kirchstraße oder in der 
Turmstraße abzugeben, müssen Sie mit Anrufen der Ge-
schäftsstellen rechnen, weil es bis zu einer Woche dauern 
kann, bis die Akte von der zentralen Posteingangsstelle 
auf der Geschäftsstelle landet.

NUN HABEN SIE DIE AKTE. WAS NUN?

Sie können jetzt die Akte mit ins Büro nehmen und dort 
scannen/kopieren lassen durch ihre Angestellten oder 
selbst. Sie könnten die Akte in einem Kopierladen abge-
ben und dort kopieren lassen. (Davon ist dringend abzu-
raten! § 19 Abs. 1 BORA sagt, dass Originalunterlagen von 

Gerichten und Behörden, die zur Einsichtnahme überge-
ben worden sind, nur an Mitarbeiter ausgehändigt wer-
den dürfen, Unbefugte dürfen bei deren Ablichtung oder 
sonstiger Vervielfältigung keine Kenntnis erhalten) Sie 
können die Akte auch durch eine andere Anwaltskanzlei 
(s. z. B. www.akteineinsicht.com) abholen und scannen, 
an Sie (sicher) mailen und zurückbringen lassen, gegen 
feste, nicht zu hohe Gebühren (je nach Dicke der Akte), 
die Sie – nach der Rechtsprechung des KG (s. u.) – na-
türlich nicht ersetzt bekommen, aber dafür auch keinen 
zeitlichen Aufwand haben. Fazit: Sie können wohl nur 
entweder die Akte abholen und im Büro kopieren lassen 
oder eine andere Anwaltskanzlei damit beauftragen.

DIE AKTE IST NUN KOPIERT/GESCANNT. WIE RECHNE ICH AB?

In der Regel wird man die gesamte Akte kopieren/scan-
nen lassen, weil man zunächst gar nicht die Zeit hat, die 
Akte vorher durchzulesen, um zu schauen, welche Teile 
man braucht, und auch aus Sorgfaltsgründen die gesamte 
Akte haben will, um bloß keine Rückseite, keinen hand-
schriftlichen Vermerk eines Staatsanwaltes/Staatsanwäl-
tin zu übersehen. Sie können, wenn Sie kopiert haben, 
nun die Kopien (siehe oben) geltend machen und zwar 
sämtliche Kopien (Kopie Aktendeckel bis zum letzten 
Blatt).

Dann kann Ihnen in Moabit Folgendes passieren: Es 
kann sein, dass Sie die papierene Akte dem Rechtspfle-
ger bzw. der Geschäftsstelle körperlich übergeben müs-
sen, damit er nachzählen kann, ob die Kopien wirklich 
angefallen sind. Sie werden die Akte dann zurückerhal-
ten und in der Regel werden die Rechtspfleger 20 Pro-
zent abziehen. Zitate aus solchen Schreiben:

„… werden Sie um Einreichung des von Ihnen gefer-
tigten Fotokopiensatzes in körperlicher Form zur Glaub-
haftmachung gebeten. Erst dann kann eine Notwendig-
keit und Erstattungsfähigkeit der geltend gemachten 
Beträge von hier aus geprüft werden. Es wird darauf hin-
gewiesen, dass eine Einreichung per Fax kein Nachweis 
in körperlicher Form darstellt.“ Gemeint war wohl „kei-
nen“ Nachweis … Es gibt allerdings auch Rechtspfleger, 
die nur eine Liste der Kopien – nicht diese selbst – vorge-
legt haben wollen.

„Nach ständiger Rechtsprechung des Kammerge-
richtes u. a. Beschluss vom 27. November 2009 – 1 Ws 
142/09 – ist bei einem vollständigen Kopieren der Akte/
Aktenbestandteile ein pauschaler Abzug von 20 Prozent 
auf die Kopien gerechtfertigt und angemessen.“ 
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DIE GESAMTE AKTE IST GESCANNT. WAS PASSIERT NUN IN 
MOABIT MIT DER ABRECHNUNG?

Das Kammergericht hat in seiner Entscheidung vom 
28. August 2015 (1 Ws 51/15) entschieden (Leitsatz), 
dass „das bloße Einscannen von Urkunden, Unterlagen 
pp. nach den Änderungen durch das II. KostRMoG nicht 
mehr zu der Dokumentenpauschale Nr. 7000 VV RVG 
führt.“ Die Argumente erspare ich Ihnen. Der Beschluss 
ist im Netz zu finden.

Dies führt also dazu, dass der Beschluss des Kam-
mergerichts dahingehend ausgelegt wird, dass, wenn der 
Verteidiger/Nebenklägervertreter die papierene Akte 
irgendwann in eine digitale transformiert hat oder ihm 
von anderen Kollegen übergeben wurde, kein Anspruch 
auf Zahlung der Kopien/Dateien besteht, egal ob da z. B. 
eine Angestellte vor dem Scanner stand und die papie-
rene Akte – wie beim Kopieren auch – einscannte. Die 
Kammergerichtsrechtsprechung ist wohl bundesweit 
einzigartig und wird – leider – im Kammergerichtsbezirk 
angewandt.

Das führt dann mittlerweile bei Abrechnungen als 
Pflichtverteidiger/beigeordneter Nebenklägervertreter 
hinsichtlich der Kopien nach Nr. 7000 VV RVG zu fol-
genden Standardantwortschreiben der Rechtspfleger in 
Berlin Moabit:

„… kann Ihrem Kostenfestsetzungsantrag vom … der-
zeit noch nicht entsprochen werden. Hinsichtlich der geltend 
gemachten Auslagen gern. Nr. 7000 Nr. 1a W RVG werden 
Sie unter Hinweis auf die Rechtsprechung des Kammerge-
richts vom 28. August 2015 – 1 Ws 51/15 – zunächst gebe-

ten, im Wege der Glaubhaftmachung nach § 294 ZPO eine 
schriftliche Erklärung und anwaltliche Versicherung dahin-
gehend abzugeben, ob es sich bei den geltend gemachten 
Fotokopien ausschließlich um einen Papierausdruck oder 
auch um ein elektronisches Dokument (= Scan, PdF-Datei 
ect.) handelt. Weiterhin ist anzugeben, ob die Fotokopien 
a) von Ihnen selbst gefertigt wurden oder
b) von einem von Ihnen beauftragten Dienstleistungsun-

ternehmen (= z. B. Copycenter, unterbevollmächtigten 
Rechtsanwalt usw.) – hier wäre die entsprechende Rech-
nung einzureichen – oder

c) von anderer Seite Ihnen zur Verfügung gestellt wurde 
(= z. B. vom Mitverteidiger, einem Gericht …).“
Es soll mittlerweile auch schon so weit gekommen 

sein, dass den Justizbediensteten aufgegeben wird, dar-
auf zu achten, welche beigeordneten Verteidiger/Neben-
klägervertreter mit digitalen Aktenkopien arbeiten und 
welche Verteidiger/Nebenkläger mit Aktenpapierkopien 
arbeiten, um später überprüfen zu können, ob wahrheits-
gemäß abgerechnet wurde.

Diese Rechtsprechung des Kammergerichts gehört 
dringend korrigiert (am besten durch eine Klarstellung 
in der VV). Sie verleidet einem, der gerne das Amt des 
Pflichtverteidigers annimmt, die Pflichtverteidigung, weil 
bei dem in der Regel niedrigsten Kostenposten (Kopien) 
ein Aufwand betrieben werden muss, der nicht gerecht-
fertigt ist. Hier werden Anwälte kujoniert.

Thomas Röth, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Arbeitsrecht, 

Miet- und Wohnungseigentumsrecht sowie Strafrecht, 

Mediator, Richter am Anwaltsgericht Berlin, 

Rechtsanwaltssozietät Liebert & Röth, www.liebert-roeth.de

JAHRESPRESSEGESPRÄCH 2020 UND 
GESCHÄFTSBERICHT 2019: HOHER 
VERFAHRENSBESTAND UND NEUE 

RICHTERSTELLEN

Der Präsident des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Bran-
denburg Joachim Buchheister hatte am 11.  März 2020 
zum Jahrespressegespräch 2020 eingeladen. Gegenstand 
des Pressegesprächs war die Geschäftsentwicklung beim 
Oberverwaltungsgericht und bei den Verwaltungsgerich-
ten Berlin, Cottbus, Frankfurt (Oder) und Potsdam.

Bei den Verwaltungsgerichten hat der in den letzten 
Jahren stark angewachsene Verfahrensbestand zu einer 
deutlichen personellen Aufstockung geführt. An allen 
Standorten konnten neue Stellen besetzt werden. Der 
Anstieg der Asylverfahren bei dem Oberverwaltungsge-
richt hat sich weiter fortgesetzt. Während der Eingang 
seit 2016 von 114 auf 583 Verfahren im Jahr 2018 ange-
wachsen war und sich damit schon mehr als verfünffacht 
hatte, ist er 2019 auf 705 Verfahren gestiegen. Die bisher 
unverändert gebliebene Anzahl der Richterstellen bei 
dem Oberverwaltungsgericht soll deshalb um eine zu-
sätzliche Stelle erhöht werden.

Die weiteren Einzelheiten können Sie dem anliegen-
den Geschäftsbericht des Oberverwaltungsgerichts Ber-
lin-Brandenburg für das Jahr 2019 entnehmen. 

Der Geschäftsbericht 2019 ist als PDF-Dokument 
(1.5  MB) verfügbar unter: https://www.berlin.de/ge-
richte/oberverwaltungsgericht/presse/pressemitteilun-
gen/2020/geschaeftsbericht_2019.pdf.
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DAV-STELLUNGNAHME NR. 12/2020  
AN DAS BVerfG

Der Deutsche Anwaltverein (DAV) hält die Verfassungs-
beschwerde eines Anwalts für begründet, der sich gegen 
ein vorläufiges Berufsverbot nach § 70 StGB in Verbin-
dung mit § 132a StPO wendet. Das Berufsverbot war vom 
Ermittlungsrichter des Amtsgerichts Oldenburg (Olden-
burg) verhängt worden. Das Landgericht Oldenburg (Ol-
denburg) hat die Beschwerde dagegen verworfen.

Der DAV kritisiert, die Gerichte hätten Bedeutung und 
Tragweite von Art. 12 Abs. 1 GG verkannt, weil sie eine 
unzureichende Gesamtwürdigung von Täter und Tat und 
eine unzureichende Gefahrenprognose vorgenommen 
sowie den Ausnahmecharakter der Anordnung eines Be-
rufsverbots schon während des Ermittlungsverfahrens 
außer Acht gelassen hätten. Dem Anwalt waren Urkun-
denunterdrückung und Verwahrungsbruch sowie in zwei 
parallelen Verfahren Untreue vorgeworfen worden.

DAV


